
 

 

 

VERFAHRENSORDNUNG FÜR HINWEISE AUF 

MENSCHENRECHTLICHE UND UMWELTBEZOGENE RISIKEN 

SOWIE AUF VERLETZUNGEN MENSCHENRECHTSBEZOGENER 

UND UMWELTBEZOGENER PFLICHTEN 

Beschwerdeverfahren nach dem 

Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) 

1. Einführung und Hintergrund 

Apollo und ihre Tochterunternehmen, hierin gemeinsam als „das Unternehmen” 

bezeichnet, bemühen sich stets um die Erreichung hoher Standards in Bezug auf 

Transparenz, gute Sitten und Integrität. Um die Einhaltung dieser Standards garantieren 

zu können, ermutigt das Unternehmen jeden, mögliche menschenrechtliche und 

umweltbezogene Risiken oder Verletzungen menschenrechtlicher und umweltbezogener 

Pflichten im eigenen Geschäftsbereich oder bei seinen Zulieferern zu berichten, ohne dass 

sie dabei Angst vor Sanktionen, nachteiligen Folgen oder ungerechter Behandlung haben 

müssen. Der Zweck dieser Vorschriften ist es, dies zu unterstützen. 

Hinweise auf mögliche menschenrechtliche und umweltbezogene Risiken und/oder 

Verletzungen menschenrechtlicher und umweltbezogener Pflichten sollen an unsere 

Beschwerdestelle gemeldet werden. 

BESCHWERDESTELLE ist der Vertrauensbeauftragte von Apollo 

 

Kontakt:  vertrauensbeauftragter@apollo-optik.com 

Diese Vorschriften finden nur Anwendung bei menschenrechtlichen und 

umweltbezogenen Beschwerden. Sie finden ausdrücklich keine Anwendung bei 

persönlichen Beschwerden sonstiger Art. 

2. Definitionen 

Zum Zwecke dieser Vorschriften gelten folgende Definitionen: 

- CEO: Geschäftsführer von Apollo 

- Unternehmen: Apollo-Optik Holding GmbH & Co. KG und/oder eines ihrer 

Tochterunternehmen 

- Vertrauensbeauftragter: der/die vom CEO für das Unternehmen ernannte 

Vertrauensbeauftragte 

- Beschwerdestelle: der Vertrauensbeauftragte von Apollo 

- Lieferkette: das Handeln des Unternehmens im eigenen Geschäftsbereich 

sowie das Handeln seiner – unmittelbaren und mittelbaren – Zulieferer 

- Risiko: ein potenzielles oder tatsächliches menschenrechtliches oder 

umweltbezogenes Risiko einschließlich einer Verletzung dieser Rechte 

- Menschenrechte: betreffen folgende Aspekte 



 

 

a. Kinderarbeit, Zwangsarbeit, Sklaverei 

b. Missachtung des Arbeitsschutzes oder Koalitionsfreiheit 

c. Ungleichbehandlung 

d. Vorenthalten eines angemessenen Lohns 

e. Umweltverschmutzungen mit erheblichen Auswirkungen für Menschen 

(z.B. schädliche Bodenveränderung, Gewässer-verunreinigung, 

Luftverunreinigung, schädliche Lärm-emission oder ein übermäßiger 

Wasserverbrauch) 

f. Widerrechtliche Zwangsräumung und widerrechtlicher Entzug von 

Land, Wäldern und Gewässern 

g. Beauftragung oder Nutzung privater oder öffentlicher Sicherheitskräfte, 

sofern deren Einsatz zu Folter, Körperverletzung, Tod oder 

Beeinträchtigung der Koalitionsfreiheit führt 

- Umweltbezogene Rechte: betreffen Folgendes 

a. Herstellung von mit Quecksilber versetzten Produkten, Verwendung 

von Quecksilber(verbindungen) bei Herstellungsprozessen, 

Behandlung von Quecksilberabfällen (Minamata-Abkommen) 

b. Produktion und Verwendung von Chemikalien nach Anlage A des 

Stockholmer Übereinkommens über persistente organische 

Schadstoffe 

c. Nicht umweltgerechte Handhabung, Sammlung, Lagerung und 

Entsorgung von Abfällen 

d. Ausfuhr gefährlicher und anderer Abfälle im Sinne des Basler 

Übereinkommens über die Kontrolle der grenzüberschreitenden 

gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung & Einfuhr solcher aus 

Ländern, die nicht Partei des Basler Übereinkommens sind 

- Hinweisgeber: eine Person, die nach den Regelungen dieser 

Verfahrensordnung das Unternehmen über ein Risiko oder die Verletzung von 

Menschenrechten oder umweltbezogenen Rechten informiert. 

 

3. Vorschriften und Geltungsbereich 

1. Diese Vorschriften gelten für jedermann. Sie sollen es ermöglichen, Risiken 

entlang der Lieferkette sowie im Bereich des Unternehmens berichten zu können, 

ohne dabei mit Sanktionen rechnen zu müssen. 

2. Diese Vorschriften gelten nicht für Beschwerden sonstiger Art (insbesondere 

persönliche Beschwerden). 

3. Der Hinweisgeber, der einen Vorfall meldet, muss in gutem Glauben handeln. 

4. Der Hinweisgeber, der einen Vorfall meldet, darf dies nicht mit der Motivation der 

persönlichen Bereicherung tun. 

5. Der Hinweisgeber, der einen Vorfall meldet, an dem er selbst beteiligt ist, ist nicht 

von Strafverfolgung ausgeschlossen. 

6. Diese Vorschriften werden auf der Internetseite von Apollo in Deutsch und Englisch 

öffentlich zugänglich gemacht. 

 



 

 

4. Verfahren  

1. Jeder kann Hinweise zu Risiken an die Beschwerdestelle melden. Der 

Hinweisgeber hat das Recht auf vertrauliche Behandlung seiner/ihrer persönlichen 

Daten. 

2. Die Beschwerdestelle macht auf Bitte des Hinweisgebers eine schriftliche 

Aufzeichnung über die Berichterstattung und deren Datum. Sie lässt den 

Hinweisgeber diese Aufzeichnung bestätigen. Der Hinweisgeber erhält eine Kopie 

der Aufzeichnung. Die Beschwerdestelle ist dafür verantwortlich, dass der CEO 

umgehend von einem möglichen Risiko und/oder einer Verletzung und dem Datum, 

an dem dieses berichtet wurde, informiert wird. Sie ist ferner dafür verantwortlich, 

dass der CEO eine Kopie der schriftlichen Aufzeichnung erhält (falls eine solche 

erstellt wird). 

3. Die Beschwerdestelle schickt dem Hinweisgeber eine Bestätigung über den Erhalt 

des Hinweises.  

4. Die Beschwerdestelle leitet unmittelbar nach dem Bericht eine Untersuchung des 

gemeldeten Risikos und/oder der gemeldeten Verletzung ein. 

5. Der Hinweisgeber und die Beschwerdestelle behandeln den Bericht vertraulich. Es 

werden ohne die Zustimmung des CEO keine Informationen an Dritte innerhalb 

oder außerhalb des Unternehmens weitergegeben. 

6. Der Hinweisgeber wird innerhalb von vier Wochen ab seinem Bericht schriftlich von 

der Beschwerdestelle oder vom CEO zu dem gemeldeten Risiko und/oder 

Verletzung und den Maßnahmen, die aufgrund seines Berichts ergriffen werden, 

informiert. Kann innerhalb von vier Wochen noch keine endgültige Entscheidung 

bekannt gegeben werden, wird der Hinweisgeber von der Beschwerdestelle oder 

vom CEO darüber informiert. Es wird ihm ferner mitgeteilt, wann er mit einer 

Information rechnen kann. 

 

5. Rechtsschutz  
Der Hinweisgeber, der ein Risiko entsprechend dieser Bestimmungen berichtet und dabei 

in gutem Glauben handelt, wird auf keine Weise als Ergebnis seines Hinweises durch das 

Unternehmen sanktioniert. Insbesondere akzeptiert Apollo keine Repressalien gegen 

einen Hinweisgeber durch andere aufgrund des Hinweises; dies führt in jedem Fall zu 

Sanktionen gegen die anderen. 

Ein Mitarbeiter des Unternehmens, bezüglich dessen Tätigkeit ein Hinweis erfolgt ist, hat 

das Recht, vor der Fällung einer Entscheidung hinsichtlich seiner Position Einsicht in die 

Akte zu nehmen (nicht jedoch in die persönlichen Daten), um falsche Angaben zu 

berichtigen und seine Verteidigung vorbereiten zu können. 


